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F 
Beilage zu Nr. 14 des Miniſterial-Blatts 


Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Berlin, Dienstag, den 2. Juli 1907. 


Geſetze, 
betreffend die 


1. Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten ujw., 
II. Fürſorge für Witwen und Waiſen der Beamten, 
III. Ausführungsanweiſung hierzu vom 15. Juni 1907. 


I 


Geſetz, betreffend die Penfioniernng der unmittelbaren Staatsbeamten, ſowie der 
Lehrer und Beamten an den höheren Anterrichtsanſtalten mit Ausſchluß der Ani. 
verfitäten, vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. &. 268) 


unter Berückſichtigung 


der Abünderungen in den Geſetzen vom 31. Mürz 1882 (Geſetzlamml. S. 133), 30. April 1884 
(Geſekſamml. S. 126), 20. März 1890 (Gefehlamml. J. 43), 25. April 1896 (Geſetzſamml. &. 87), 
31. März 1905 (Gefehlanml, F. 177) und 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 95). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen, mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, was folgt: 


Seil: 

Jeder unmittelbare Staatsbeamte, welcher fein Dienſteinkommen aus der Staatskaſſe 
bezieht, erhält aus derſelben eine lebenslängliche Penſion, wenn er nach einer Dienſtzeit 
von wenigſtens 10 Jahren infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu der Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig iſt, und deshalb in den Ruheſtand verſetzt wird. 

Iſt die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder ſonſtigen 
Beſchädigung, welche der Beamte bei Ausübung des Dienſtes oder aus Veranlaſſung des⸗ 
ſelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, ſo tritt die Penſionsberechtigung auch 
bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit ein. 

Bei Staatsminiſtern, welche aus dem Staatsdienſt ausſcheiden, iſt eingetretene Dienſt⸗ 
unfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf PBenfion. Dieſe Beſtimmung findet 
gleichfalls Anwendung auf diejenigen Beamten, welche das fünfundſechzigſte Lebensjahr 
vollendet haben. 
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82. 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten Beamten 
haben einen Auſpruch auf Penſion nach Maßgabe dieſes Geſetzes nur dann, wenn ſie eine 
in den Beſoldungsetats aufgeführte Stelle bekleiden. 

Es kann ihnen jedoch, wenn ſie eine ſolche Stelle nicht bekleiden, bei ihrer Verſetzung 
in den Ruheſtand eine Penſion bis auf Höhe der durch dieſes Geſetz beſtimmten Sätze 
bewilligt werden. 

83. a 

Die bei den Auseinanderſetzungsbehörden beſchäftigten Okonomiekommiſſarien und 
Feldmeſſer, ſowie die bei Landesmeliorationen beſchäftigten Wieſenbautechniker und Wieſen⸗ 
baumeiſter haben nur inſoweit einen Anſpruch auf Penſion, als ihnen ein ſolcher durch den 
Departementschef beſonders beigelegt worden iſt. 

Wie vielen dieſer Beamten und nach welchen Dienſteinkommenſätzen die Penſions⸗ 
berechtigung beigelegt werden darf, wird durch den Staatshaushaltsetat beſtinnnt. Für 
jetzt bewendet es bei den hierüber durch Königliche Erlaſſe gegebenen Vorſchriften. 


84. 

Das gegenwärtige Geſetz findet auch auf die Oberwachtmeiſter und Gendarmen der 
Landgendarmerie Anwendung; dagegen erfolgt die Penſionierung der Offiziere der Land⸗ 
gendarmerie nach den für die Offiziere des Reichsheers geltenden Vorſchriften mit der 
Maßgabe, daß der Berechnung der Penſion das penſionsfähige Dienſteiukommen der den— 
ſelben Dienſtgrad bekleidenden Offiziere des Reichsheers zugrunde gelegt wird. 


§ 5. 

Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei 
in Anſpruch genommen, oder welche ausdrücklich nur auf eine beſtimmte Zeit oder für ein 
ſeiner Natur nach vorübergehendes Geſchäft angenommen werden, erwerben keinen Anſpruch 
auf Penſion nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Darüber, ob eine Dienſtſtellung eine ſolche iſt, daß ſie die Zeit und Kräfte eines 
Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entſcheidet mit Ausſchluß des Rechtswegs die 
dem Beamten vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

86. 

Auf die Lehrer an den Univerſitäten iſt dieſes Geſetz nicht anwendbar. 

Dagegen ſind die Beſtimmungen desſelben anzuwenden auf alle Lehrer und Beamten 
an Guymnaſien, Progymnaſien, Realſchulen, Schullehrerſeminarien, Taubſtummen- und 
Blindenanſtalten, Kunſt⸗ und höheren Bürgerſchulen.“) Wegen Aufbringung der Penſion 
für die Lehrer und Beamten an denjenigen vorbezeichneten Schulen, welche nicht vom 
Staate allein zu unterhalten ſind, bleiben die beſtehenden Vorſchriften, insbeſondere die 
88 4 bis 9 und 16 bis 18 der Verordnung vom 28. Mai 1846 (Geſetzſamml. S. 214), 
mit der aus dem Wegfall der Penſionsbeiträge der unmittelbaren Staatsbeamten ſich 
ergebenden Maßgabe in Kraft. Desgleichen finden die Vorſchriften des § 13 der Ver⸗ 
ordnung auf die zur Zeit des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes) an den vom 
Staate allein zu unterhaltenden Unterrichtsanſtalten angeſtellten Lehrer und Beamten auch 
ferner Anwendung. Im übrigen treten die Beſtinnnungen der Verordnung mit der Maß 
gabe außer Kraft, daß Zuſicherungen einer Aurechnung von Dienſtzeiten, ſoweit ſie für die 
Betreffenden günſtiger ſind, in Geltung bleiben. 


Set: 

Wird außer dem im zweiten Abſatz des § 1 bezeichneten Falle ein Beamter vor 
Vollendung des zehnten Dienſtjahrs dienſtunfähig und deshalb in den Ruheſtand verſetzt, 
ſo kaun demſelben bei vorhandener Bedürftigkeit mit Königlicher Genehmigung eine Penſion 
entweder auf beſtimmte Zeit oder lebenslänglich bewilligt werden. 


8 8. 
Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach vollendetem zehnten, 
jedoch vor vollendetem elften Dienſtjahr eintritt, 25/0 und ſteigt mit jedem weiter zurück⸗ 


*, Für die Lehrer und Beamten dieſer Anſtalten, welche nicht vom Staate allein zu unterhalten ſind, 
gelten die im Anhang unter Nr. 2 abgedruckten beſonderen Vorſchriften. 
) D. i. Geſetz vom 25. April 1896. 
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gelegten Dienſtjahre bis zum vollendeten dreißigſten Dienſtjahr um /80 und von da ab 
um Iso des in den §§ 10 bis 12 beſtimmten Dienſteinkommens. 

155 den Betrag von 8 dieſes Einkommens hinaus findet eine Steigerung 
nicht ſtatt. 

In dem im $ 1 Abſ. 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion 20, in dem Falle des 
8 7 höchſtens 20 des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 


8 9. 
Bei jeder Penſion werden überſchießende Talerbrüche auf volle Taler abgerundet. 
§ 10. 
Der Berechnung der Penſion wird das von dem Beamten zuletzt bezogene geſamte 
Dienſteinkommen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Repräſentations⸗ oder Dienſtauf⸗ 
wandskoſten gewährt wird, nach Maßgabe der folgenden näheren Beſtimmungen zugrunde 
elegt: 
= 1. Feſtſtehende Dienſtemolumente, namentlich freie Dienſtwohnung, ſowie die anſtatt 
derſelben gewährte Mietsentſchädigung, Feuerungs- und Erleuchtungsmaterial, 
Naturalbezüge an Getreide, Winterfutter uſw., ſowie der Ertrag von Dienſt⸗ 
grundſtücken kommen nur inſoweit zur Anrechnung, als deren Wert in den Be— 
ſoldungsetats auf die Geldbeſoldung des Beamten in Rechnung geſtellt, oder zu 
einem beſtimmten Geldbetrage als anrechnungsfähig bezeichnet iſt. 

2. Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend und fallend ſind, werden 
nach den in den Beſoldungsetats oder ſonſt bei Verleihung des Rechts auf dieſe 
Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in Ermangelung ſolcher Feſt— 
ſetzungen nach ihrem durchſchnittlichen Betrage während der drei letzten Etatsjahre 
1 dem Etatsjahr, in welchem die Penſion feſtgeſetzt wird, zur Anrechnung 

ebracht. 

3. Bloß gfallt Dienſteinkünfte, wie widerrufliche Tantieme, Kommiſſiousgebühren, 
außerordentliche Remunerationen, Gratifikationen und dergleichen kommen nicht 
zur Berechnung. 

4. Das geſamte zur Berechnung zu ziehende Dienſteinkommen einer Stelle darf 
den Betrag des höchſten Normalgehalts derjenigen Dienſtkategorie, zu welcher 
die Stelle gehört, nicht überſteigen. 

Ohne dieſe Beſchränkung kommen jedoch ſolche Gehaltsteile oder Beſoldungs— 
zulagen, welche zur Ausgleichung eines von dem betreffenden Beamten in früherer 
Stellung bezogenen Dienſteinkommens demſelben mit Penſionsberechtigung ge— 
währt ſind, zur vollen Anrechnung. 


8 11. 

Ein Beamter, welcher früher ein mit einem höheren Dienſteinkommen verbundenes 
Amt bekleidet und dieſes Einkommen wenigſtens ein Jahr lang bezogen hat, erhält, ſofern 
der Eintritt oder die Verſetzung in ein Amt von geringerem Dienſteinkommen nicht lediglich 
auf ſeinen im eigenen Jutereſſe geſtellten Antrag erfolgt oder als Strafe auf Grund des 
8 16 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten uſw., vom 
21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), oder des § 1 des Geſetzes, betreffend einige Abände⸗ 
rungen des Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter vom 7. Mai 1851 uſw., vom 
26. März 1856 (Geſetzſamml. S. 201), gegen ihn verhängt iſt, bei ſeiner Verſetzung in den 
Ruheſtand eine nach Maßgabe des früheren höheren Dienſteinkommens unter Berückſichtigung 
der geſamten Dienſtzeit berechnete Penuſion; jedoch ſoll die geſamte Penſion das letzte 
penſionsberechtigte Dienſteinkommen nicht überſteigen. 


S 2. 

Das mit Nebenämtern oder Nebengeſchäften verbundene Einkommen begründet nur 
daun einen Anſpruch auf Peuſion, wenn eine etatsmäßige Stelle als Nebenamt bleibend 
verliehen iſt. 

N 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der Ableiſtung des Dienſteides gerechnet. Kann jedoch 
ein Beamter nachweiſen, daß ſeine Vereidigung erſt nach dem Zeitpunkte ſeines Eintritts 
in den Staatsdienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die Dienſtzeit von dieſem Zeitpunkt an 
gerechnet. 
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8 14. 
Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, während welcher 
ein Beamter: 

1. unter Bezug von Wartegeld im einſtweiligen Ruheſtande nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 § 87 Nr. 2 (Geſetzſannunl. S. 465), 
der Erlaſſe vom 14. Juni 1848 (Geſetzſanmnl. S. 153) und 24. Oktober 1848 
(Geſetzſamml. S. 338) und der Verordnung vom 23. September 1867 § 1 Nr. 4 
(Geſetzſamml. S. 1619), oder 

2. im ae des Norddeutſchen Bundes oder des Deutſchen Reichs ſich befunden 
hat, oder 

3. als anſtellungsberechtigte ehemalige Militärperſon nur vorläufig oder auf Probe 
im Zivildienſte des Staats, des Norddeutſchen Bundes oder des Deutſchen Reichs 
beſchäftigt worden iſt, oder 

4 eine praktiſche Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes ausübte, inſofern und 
inſoweit dieſe Beſchäftigung vor Erlangung der Anſtellung in einem unmittel⸗ 
baren Staatsamte behufs der techniſchen Ausbildung in den Prüfungsvorſchriften 
ausdrücklich angeordnet iſt, oder 

5. als Lehrer (§ 6 Abi. 2) der vorgeſchriebenen praktiſchen Ausbildung ſich unter⸗ 
zogen hat. Dabei wird ein vorſchriftsmäßig zurückgelegtes Ausbildungsjahr 
ſtets zu 12 vollen Monaten gerechnet. 


8 15. 
Der Zivildienſtzeit wird die Zeit des aktiven Militärdienſtes hinzugerechnet. 


$ 16. 
Die Dienftzeit, welche vor dem Beginne des achtzehnten Lebensjahrs liegt, bleibt 
außer Berechnung. 
Nur im Kriegsfalle wird die Militärdienſtzeit vom Beginne des Krieges, beim Ein⸗ 
tritt in den Militärdienſt während des Krieges vom Tage des Eintritts ab gerechnet. 
Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer angeordneten Mobil⸗ 
machung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobilmachung. 


9 

Für jeden Krieg, an welchem ein Beamter im preußiſchen oder im Reichsheer oder 
in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen Schutztruppen teil⸗ 
genommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſtzeit ein Jahr zugerechnet; 
jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende Kriege die Anrechnung nur eines Kriegs 
jahrs zuläſſig. 

Wer als Teilnehmer an einem Kriege anzuſehen iſt, unter welchen Vorausſetzungen bei 
Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahre anzurechnen ſind, welche militäriſche 
Unternehmung als ein Krieg im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen und welche Zeit als 
Kriegszeit zu rechnen iſt, wenn keine Mobilmachung oder Demobilmachung ſtattgefunden 
hat, dafür iſt die nach § 17 und $ 7 der Reichsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 565 und 593) in jedem Falle ergehende Beſtimmung des Kaiſers maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königliche oder Kaiſerliche 
Erlaſſe gegebenen Beſtimmungen. 

8 18. 
Die Zeit 
a) eines Feſtungsarreſtes von einjähriger und längerer Dauer, ſowie 
b) der Kriegsgefangenſchaft 8 
kann nur unter beſonderen Umſtänden mit Königlicher Genehmigung angerechnet werden. 


§ 19. 
Mit Königlicher Genehmigung kann zukünftig nach Maßgabe der Beſtimmungen in 
den §§ 13 bis 18 angerechnet werden: 
1. die Zeit, während welcher ein Beamter 
a) ſei es im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungiert, im 
Gemeinde⸗, Kirchen- oder Schuldienſte, im ſtändiſchen Dienſte, oder im 
Dienſte einer landesherrlichen Haus- oder Hofverwaltung ſich befunden, oder 
b) im Dienſte eines fremden Staates geſtanden hat; 
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2. die Zeit praktiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes, inſofern und 
inſoweit dieſe Beſchäftigung vor Erlangung der Auſtellung in einem unmittel— 
baren Staatsamte herkömmlich war; 

3. die Zeit, während welcher ein Beamter vor ſeiner Anſtellung ununterbrochen 
im privatrechtlichen Vertragsverhältuis eines Dienſtverpflichteten dem Staate 
gegen unmittelbare Bezahlung aus der Staatskaſſe Dienſte geleiſtet hat, inſofern 
er mit Ausſicht auf dauernde Verwendung ſtändig und hauptſächlich mit den 
Dienſtverrichtungen eines Beamten betraut geweſen iſt und dieſe Beſchäftigung 
zu ſeiner Anſtellung geführt hat. 

Die Anrechnung der unter 1 erwähnten Beſchäftigung muß erfolgen bei denjenigen 
Beamten, welche mit den im Jahre 1866 erworbenen Landesteilen in den unmittelbaren 
Staatsdienſt übernommen worden ſind, ſofern dieſelben auf dieſe Anrechnung nach den bis 
dahin für ſie maßgebenden Penſionsvorſchriften einen Rechtsanſpruch hatten. 


§ 198. 

Bei der Berechnung der Dienſtzeit eines in den Ruheſtand zu verſetzenden Lehrers 
an einer im § 6 Abſ. 2 bezeichneten Unterrichtsanſtalt oder einer ſtaatlichen Präparanden⸗ 
anſtalt muß mit der in dem § 29a beſtimmten Maßgabe die geſamte Zeit angerechnet 
werden, während welcher der Lehrer innerhalb Preußens oder eines von Preußen erworbenen 
Landesteils im öffentlichen Schuldienſte geſtanden hat. 

Den in Ruheſtand tretenden Schulaufſichtsbeamten im Hauptamt iſt nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes die geſamte Zeit als Dienſtzeit anzurechnen, während welcher ſie innerhalb 
Preußens oder eines von Preußen erworbenen Landesteils im öffentlichen Schuldienſt 
oder im Dienſte als Pfarrer einer evangeliſchen Landeskirche oder der katholiſchen Kirche 
geſtanden haben. 

8 20. 

Zum Erweiſe der Dienſtunfähigkeit eines ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nach⸗ 
ſuchenden Beamten iſt die Erklärung der demſelben unmittelbar porgeſetzten Dienſtbehörde 
erforderlich, daß ſie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den Weh r unfähig halte, ſeine 
Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

Inwieweit noch andere Beweismittel zu erfordern, oder der Erklärung der unmittel— 
bar vorgeſetzten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten ſind, hängt von dem Ermeſſen 
der über die Verſetzung in den Ruheſtand entſcheidenden Behörde ab. 


8 21. 

Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrag eines Beamten 
auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt, erfolgt durch den Departementschef. 

Bei denjenigen Beamten, welche durch den König zu ihren Amtern ernannt worden 
ſind, iſt die Genehmigung des Königs zur Verſetzung in den Ruheſtand erforderlich. 

Für die Beamten derjenigen Kategorien, deren Anſtellung durch eine dem Departe— 
mentschef nachgeordnete Behörde erfolgt, kann der Departementschef letzterer oder der ihr 
vorgeſetzten Behörde die Beſtimmung über den Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand 
übertragen. 

8 22. 

Die Entſcheidung darüber, ob und welche Penſion einem Beamten bei ſeiner Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand zuſteht, erfolgt durch den Departementschef in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter. 

Dieſelben können die Befugnis zu dieſer Entſcheidung derjenigen dem Departements— 
chef nachgeordneten Behörde übertragen, welcher die Beſtimmung über die Verſetzung des 
Beamten in den Ruheſtand zuſteht (§ 21 Abſ. 3). 


928. 

Die Beſchreitung des Rechtswegs gegen die Entſcheidung darüber, ob und welche 
Peuſion einem Beamten bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand zu gewähren iſt, ſteht dem 
Beamten offen, doch muß die Entſcheidung des Departementschefs und des Finanzminiſters 
der Klage vorhergehen, und letztere ſodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs 
Monaten, nachdem dem Beamten dieſe Entſcheidung bekannt gemacht iſt, erhoben werden. 
Der Verluſt des Klagerechts tritt auch dann ein, wenn nicht von dem Beamten, über deſſen 


— „BOB 

Anſpruch auf Benfion die dem Departementschef nachgeorduete Behörde Entſcheidung ge 
troffen hat (§ 22 Abſ. 2), gegen dieſe Entſcheidung binnen gleicher Friſt die Beſchwerde 
an den Departementschef und den Finanzminiſter erhoben iſt. 
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Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern micht auf den Antrag oder mit aus 
drücklicher Zuſtummung des Beamten ein früherer Zeilpunkt feſtgeſetzt wird, mit dem Ab⸗ 
laufe des Vierteljahrs ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die 
Entſcheidung über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand und die Höhe der ihm etwa zuſtehen— 
den Penſion ($ 22) bekannt gemacht worden iſt. 

82 
Die Penſionen werden für jedes Kalendervierteljahr im voraus in einer Summe 
gezahlt. 
8 26. 
8 Das Recht auf den Bezug der Penſion kann weder abgetreten noch verpfändet 
werden. 

In Anſehung der Beſchlagnahme der Penſionen bleiben die beſtehenden Beſtimmungen 

in Kraft. 
§ 27. 

Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht: 

1. wenn ein Penſtonär das deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger Wieder⸗ 

erlangung desſelben; 

2. wenn und jo lange ein Penſionär im Reichs oder Staatsdienſt ein Dienſt⸗ 
einkommen bezieht, inſoweit als der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens 
unter Hinzurechnung der Penfion den Betrag des von dem Beamten vor der 
Penſionierung bezogenen Dienſteinkonnnens überſteigt. 

Als Reichs- oder Giagtsdienft im Sinne dieſer Vorſchrift gilt außer dem Milttär- 
und Gendarmeriedienſt Alnſtellung oder Beſchäftigung als Beamter oder in der Eigen⸗ 
ſchaft eines Beamten in iſte des Deutſchen Reichs, eines Bundesſtaats, eines deutſchen 
Kommunalverbandes, der Serficherungsanftalten für die Juvalidenverſicherung und ſtändiſcher 
oder ſolcher Inſtitute, welche ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, eines Bundes— 
ſtaats oder eines deutſchen Kommunalverbandes unterhalten werden. 

Bei Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommeus ſind diejenigen Be— 
träge, welche für die Beſtreitung von Repräſentations- oder Dienſtaufwandskoſten ſowie 
zur Entſchädigung für außergewöhnliche Teuerungsverhältniſſe gewährt werden, und die 
Ortszulagen der Auslandsbeamten nicht in Anſatz zu bringen; die Dienſtwohnung iſt mit 
dem penſionsfähigen oder ſonſt hierfür feſtgeſetzten Werte, der Wohnungsgeldzuſchuß oder 
eine dementſprechende Zulage mit dem penfionsfähigen Betrag oder, ſofern er nicht pen- 
ſionsfähig iſt, mit dem Durchſchnittsſatz anzurechnen. Iſt jedoch bei dem neuen Dienſt⸗ 
einkommen der wirkliche Betrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes oder der Zulage geringer, ſo 
iſt nur dieſer anzurechnen. 


§ 28. 

Ein Penſionär, welcher in eine an ſich zur Penfion berechtigende Stellung des um: 
mittelbaren Staatsdienſtes wieder eingetreten iſt (§ 27 Nr. 2), erwirbt für den Fall des 
Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung einer nach Maßgabe ſeiner 
nunmehrigen verlängerten Dienſtzeit und des in der neuen Stellung bezogenen Dienſtein⸗ 
kommens berechneten Penſion nur dann, wenn die neu hinzutretende Dienſtzeit wenigſtens 
ein Jahr betragen hat. 

Neben einer hiernach neu berechneten Penſion iſt die alte Penſion nur bis zur Er⸗ 
reichung desjenigen Penſionsbetrags zu zahlen, welcher ſich für die Geſamtdienſtzeit aus 
dem der Feſtſetzung der alten Penſion zugrunde gelegten Dienſteinkommen ergibt. 

Dasſelbe gilt, wenn ein Penſionär außerhalb des unmittelbaren preußiſchen Staats- 
dienſtes im Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne der Vorſchrift in § 27 Abſ. 2 eine Penſion 
erdient. 

8 29. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion auf Grund der Beſtün— 
mungen in den §§ 27 und 28 tritt mit dem Beginne desjenigen Monats ein, welcher auf 
das, eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Ereignis folgt. 
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Im Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs⸗ oder im Staatsdienſte gegen 
Tagegelder oder eine anderweite Entſchädigung wird die Penſion für die erſten ſechs Monate 
dieſer Beſchäftigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat ab nur zu dem nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen Betrage gewährt. 


29 

Die in dem § 27 Nr. 2 ſowie in den §§ 28 und 29 für den Fall des Wiedereintritts 
eines Penſionärs in den Reichs- oder Staatsdienſt getroffenen Vorſchriften finden auf die⸗ 
jenigen unter die Vorſchriften des § 6 fallenden penſionierten Lehrer und Beamten, deren 
Penſion nicht aus der Staatskaſſe zu zahlen iſt, nur dann finngemäße Anwendung, wenn 
fie im Dienfte der zur Aufbringung ihrer Penſion ganz oder teilweiſe verpflichteten Gemeinde 
oder Stiftung oder des betreffenden Koumumalverbandes wieder angeſtellt oder beſchäftigt 
werden. 

Iſt ein unter die Vorſchriften des § 6 fallender Penſionär, deſſen Penſion nicht aus 
der Staatskaſſe zu zahlen iſt, in ein zur Penſion berechtigendes Amt des unmittelbaren 
Staatsdienſtes oder an einer der im $ 6 Abſ. 2 bezeichneten Unterrichtsanſtalten, deren 
Unterhaltung anderen, als den zur Aufbringung ſeiner Penſion Verpflichteten obliegt, wieder 
eingetreten, ſo bleibt für den Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand bei der Entſcheidung 
über eine ihm zu gewährende neue Penſion die Dienſtzeit vor ſeiner früheren Verſetzung in 
den Ruheſtand außer Anrechnung. 

Dieſe Beſtimmumg findet auf diejenigen Penſionäre, deren Penſion aus der Staatskaſſe 
zu zahlen iſt, alsdann gleichfalls Anwendung, wenn ſie in ein zu Penſion berechtigendes 
Amt an einer der im § 6 Abſ. 2 bezeichneten Unterrichtsanſtalten, welche nicht vom Staate 
allein zu unterhalten ſind, wieder eingetreten ſind. 


§ 30. 

Sucht ein nicht richterlicher Beamter, welcher das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet 
hat, ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nach, ſo kann dieſe nach Anhörung des Beamten 
unter Beobachtung der Vorſchriften der SS 20 ff. dieſes Geſetzes in der nämlichen Weiſe 
verfügt werden, wie wenn der Beamte ſeine Penſionierung ſelbſt beantragt hätte. 

Im übrigen behält es in Anſehung der unfreiwilligen Verſetzung in den Ruheſtand 
und des dabei ſtattfindenden Verfahrens bei den Beſtimmungen in den §§ 56 bis 64 des 
Geſetzes, betreffend die Dienftvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 218) 
und in den 88 88 bis 93 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 
21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) fein Bewenden. 

Wird hiernach gemäß § 90 des letzterwähnten Geſetzes von dem Rechtsmittel des 
Rekurſes an das Staatsminiſterium Gebrauch gemacht, jo läuft die ſechsmonatliche Friſt 
zur Anſtellung der Klage wegen unrichtiger Feſtſetzung des Penſionsbetrags ($ 2 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 24. Mai 1861 [Geſetzſamml. S. 241 
erſt von dem Tage, an welchen dem Beamten die Entſcheidung des Staatsminiſteriums 
bekannt gemacht iſt. 

Die Beſtinmnungen der §§ 88 bis 93 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetzſannnl. 
S. 465) finden auch auf die Lehrer und Beamten derjenigen im § 6 Abſ. 2 genannten 
Anſtalten Anwendung, welche nicht vom Staate allein zu unterhalten ſind. 


Abe 

Hinterläßt ein Penſionär eine Witwe oder eheliche oder legitimierte Nachkommen, ſo 
wird die Penſion noch für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate (Gnaden⸗ 
vierteljahr) unter Anrechnung des vor dem Tode des Penſionärs fällig gewordenen Be— 
trags gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer Summe. 

An wen die Zahlung erfolgt, beſtimmt die Provinzialbehörde, auf deren Etat die 
Penſion übernommen war. 

Die Zahlung kann auf Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, wenn der 
Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflege⸗ 
kinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, 
oder wenn und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und 
der Beerdigung zu decken. 
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8 32. 

Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als die Benfton, 
welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 31. März 18725) nach 
den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penfioniert worden wäre, jo wird dieſe 
letztere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt. 


8 33. 

Den infolge der Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit aus dem Privatgerichtsdienſt 
in den unmittelbaren Staatsdienſt übernommenen oder bereits vor dieſer Aufhebung in den 
unmittelbaren Staatsdienſt übergegangenen Beamten wird die Zeit des Privatgerichtsdienſtes 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes angerechnet. 

Den vormals Schleswig-Holfteinifchen Beamten wird die Zeit, welche fie als beeidigte 
Sekretäre oder Volontäre bei den Oberbeamten zugebracht haben, bei Feſtſtellung ihrer 
Dienſtzeit mit angerechnet. 

8 34. 

Die Zeit, während welcher ein Beamter in den neu erworbenen Landesteilen oder 
ein mit einem ſolchen Landesteil übernommener Beamter auch in einem anderen Teile des 
Landes, welchem ſeine Heimat vor der Vereinigung mit Preußen angehört hat, im unmittel⸗ 
baren Dienſte der damaligen Landesherrſchaft geſtanden hat, wird in allen Fällen bei der 
Penſionierung nach Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes in Anrechnung gebracht. 

8 35. 

Hinſichtlich der Hohenzollernſchen, in den preußiſchen Staatsdienſt übernommenen 
Beamten bleiben die Beſtimmungen unter Nr. 2 und 3 des Erlaſſes vom 26. Auguſt 1854 
(Geſetzſamml. 1855 S. 33) in Kraft. 0 

36. 

Zuſicherungen, welche in bezug auf dereinſtige Bewilligung von Penſionen an einzelne 
Beamte oder Kategorien von Beamten durch den König oder einen der Miniſter gemacht 
worden ſind, bleiben in Kraft. 

Doch finden auf Beamte, hinſichtlich deren durch Staatsverträge die Bewilligung von 
Benfionen nach den Grundſätzen fremdländiſcher Penſionsbeſtimmungen zugeſichert worden 
iſt, die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes inſoweit Anwendung, als ſie für die Beamten 
günſtiger ſind. 

8 37. 

Die im 8 79 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und 
Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. ©. 589) feſt 
geſtellte Verpflichtung der Staatskaſſe zur anteiligen Übernahme der Penſionen ſtädtiſcher 
Beamten wird durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 

§ 38. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1872 in Kraft. Mit dieſem Zeit⸗ 
punkte treten, ſoweit nicht durch $ 32 Ausnahmen bedingt werden, alle den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Penſionsreglement für 
die Zivil⸗Staatsdiener vom 30. April 1825 und die dasſelbe ergänzenden, erläuternden und 
abändernden Beſtimmungen außer Kraft. Wo in den beſtehenden Geſetzen und Verord— 
nungen auf dieſelben Bezug genommen wird, kommen die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes zur Anwendung. 

Urkundlich uſw. 


Anhang. 
1. Artikel XI des Geſetzes vom 27. Mai 1907 (Geſetzſaumml. S. 95) 
lautet: 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 
Die auf geſetzlichem Auſpruche beruhenden Penſionen der bereits zu oder vor dieſem 
Zeitpunkt in den Ruheſtand getretenen Beamten find, ſofern dieſe an einem der von deut— 


*) Die Novelle vom 31. März 1882 beſtimmt dasſelbe (in Art. I) mit Termin vom 31. März 1882, 
desgl. die Novelle vom 25. April 1896 (in Art. VII) mit Termin vom 1. April 1896. 
Bezüglich der Novelle vom 27. Mai 1907 vergl. Anhaug unter Nr. 1 Abſ. 4. 
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ſchen Staaten vor 1871 oder von dem Deutſchen Reiche geführten Kriege teilgenommen 
haben, auf Grund des Artikels II.) mit Wirkung vom 1. April 1907 anderweitig feſtzu⸗ 
ſetzen. Unter der gleichen Vorausſetzung und in der gleichen Weiſe können die auf Grund 
des § 2 Abſ. 2 oder des 87 des Geſetzes vom 27. März 1872 bewilligten Penſionen 
erhöht werden. 

Die Vorſchriften des § 27 des Geſetzes vom 27. März 1872 in der Faſſung des 
Artikels VIII finden auch auf die zu oder vor dem 1. April 1907 in den Ruheſtand 
getretenen Beamten Anwendung; desgleichen die Vorſchriften des § 28 jenes Geſetzes in 
der Faſſung des Artikels IX, wenn die Beamten nach dem Jukrafttreten dieſes Geſetzes 
aus den neuen Stellen ausſcheiden. 

Der auf Grund dieſes Geſetzes den bereits penſionierten Beamten zu zahlende 
Penſionsbetrag darf nicht hinter demjenigen zurückbleiben, welcher ihnen nach den bisherigen 
Vorſchriften zuſteht. 

Die Vorſchriften des Artikels X.) finden auf die Hinterbliebenen aller Penſionäre 
Anwendung, deren Tod am 1. April 1907 oder ſpäter eintritt. 

Die Vorſchrift des Artikels VII“) gilt für alle nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes zahlbaren Penſionen. 

2. Artikel IV des Geſetzes vom 25. April 1896 (Geſetzſamml. S. 87) 

lautet: 

Auf die Lehrer und Beamten ſolcher im § 6 Abſ. 2 des Geſetzes vom 27. März 1872 
bezeichneten Unterrichtsanſtalten, welche nicht vom Staate allein zu unterhalten ſind, finden 
nachſtehende beſondere Vorſchriften Anwendung: 


Sr 

Bei der Entfeheidung über das Recht auf Penſion und bei der Übertragung der Be— 
fuguis zu dieſer Entſcheidung an eine nachgeordnete Behörde (§ 22 und 23 des Geſetzes 
vom 27. März 1872 und des Geſetzes vom 30. April 1884 — Geſetzſamml. S. 126 —) 
findet eine Mitwirkung des Finanzminiſters nicht ſtatt. 

Die Beſchwerde über die Entſcheidung und die Klage gegen dieſelbe ſteht auch den 
zur Zahlung der Penſion Verpflichteten innerhalb der für die Beamten (Lehrer) beftinnnten 
Friſten offen. Die Klage iſt von den Lehrern und Beamten gegen die zur Zahlung der 
Penſion Verpflichteten, von letzteren gegen erſtere zu erheben. 

Bis zur endgültigen Erledigung der Beſchwerde oder Klage gegen die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung über die zu gewährende Penſion wird dieſelbe nach Maßgabe dieſer Entſcheidung 
vorſchußweiſe an den Bezugsberechtigten gezahlt. 

8 2 
Von dem in dem § 20 des Geſetzes vom 27. März 1872 vorgeſchriebenen Nachweiſe 


der een kann im Einverſtänduiſſe mit dem Unterhaltungspflichtigen abgeſehen 
werden. 
8 3. 


Die Bewilligung einer Penſion auf Grund des § 2 Abſ. 2 und des 8 7 des Geſetzes 
vom 27. März 1872 ſowie die Anrechnung von Dienſtzeiten, auf welche den Lehrern oder 
Beamten ein Rechtsanſpruch nicht zuſteht, erfolgt mit Zuſtimmung der zur Aufbringung der 
Penſion Verpflichteten durch die für die Entſcheidung über den Rechtsauſpruch des Lehrers 
oder Beamten zuſtändige Behörde ($ 22 des Geſetzes vom 27. März 1872 und des Geſetzes 
vom 30. April 1884 — Geſetzſamml. S. 126 —). 


84. 

Den Lehrern und Beamten fteht ein Anſpruch auf Aurechnung einer im Reichs- oder 
Staatsdienſte zurückgelegten Zivildienſtzeit, abgeſehen von dem Falle des § 19a, nicht zu. 
Dagegen iſt denſelben die geſamte Zeit anzurechnen, während welcher ſie in einem Amte 
der zur Aufbringung ihrer Penſion ganz oder teilweiſe verpflichteten Gemeinde oder Stif— 
tung oder des betreffenden größeren Kommunalverbandes geſtanden haben. 


*) Betrifft § 8. 
* Betrifft § 31. 
t § 25. 
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Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren 
Staatsbeamlen, vom 20. Mai 1882 (Geſetzſamml. S. 298) 


unter Berückſichtigung 


der Abünderungen in den Geſetzen vom 1. Juni 1897 (Geſetzſamml. S. 169) und 27. Mai 1907 
(Geſetzſamml. S. 99). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verordnen, mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


. 

Unmittelbare Staatsbeamte, welche Dienſteinkommen oder Wartegeld aus der Staats— 
kaſſe beziehen und welchen beim Eintritt der Vorausſetzungen der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand nach Erfüllung der erforderlichen Dienftzeit Penſion aus der Staatskaſſe gebühren 
würde, ſowie in den Ruheſtand verſetzte unmittelbare Staatsbeamte, welche kraft geſetzlichen 
Anſpruchs oder auf Grund des § 7 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. 
S. 268) lebenslängliche Penſion aus der Staatskaſſe beziehen, ſind verpflichtet, Witwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträge zur Staatskaſſe zu entrichten.“) 

Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich nicht auf 

1. Beamte, denen ein Penſionsanſpruch nur auf Grund der Vorſchrift in dem zweiten 
Abſatze des §S 3 der Verordnung vom 6. Mai 1867 (Geſetzſamml S. 713) zuſteht; 

2. Beamte, welche nur nebenamtlich im Staatsdienſt angeſtellt ſind; 

3. diejenigen Beamten, welche nur auf Grund des § 79 des Geſetzes, betreffend 
die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. S. 589) ein Einkommen 
aus der Staatskaſſe beziehen; — 

4. die mit Bewilligung von Wartegeld oder Penſion aus einer der unter Ziffer 1 
bis 3 bezeichneten Stellungen ausgeſchiedenen, ſowie diejenigen Beamten, welche 
nur auf Grund einer nach dem erſten Abſatze des § 36 des Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872 in Kraft gebliebenen Zuſicherung eine Penſion aus der 
Staatskaſſe beziehen. 

Se) 


8: 

Die Witwe und die hinterbliebenen ehelichen oder legitimierten Kinder eines zur Zeit 
ſeines Todes zur Entrichtung von Witwen- und Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten 
erhalten aus der Staatskaſſe Witwen- und Waiſengeld nach Maßgabe der nachfolgenden 
Beſtimmungen. 

§ 8. 

Das Witwengeld beſteht in vierzig vom Hundert derjenigen Penſion, zu welcher der 
Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Todes⸗ 
tag in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im § 10 verordneten Beſchränkung, 
mindeſtens dreihundert Mark betragen und für Witwen der Staatsminiſter und Beamten 
der erſten Rangklaſſe fünftauſend Mark und für Witwen der übrigen Beamten dreitauſend⸗ 
fünfhundert Mark nicht überſteigen. 

Über die Zugehörigkeit zu einer Rangklaſſe entſcheiden die Beſtimmungen des § 2 
Abſ. 1 bis 3 des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſamml. S. 209). 

) Vergl. Art.! des Geſetzes, betreffend den Erlaß der Witwen- und Waiſengeldbeiträge der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten, vom 28. März 1888 (Geſetzſamml. S. 48). 
Artikel I lautet: 

Die Witwen⸗ und Waiſengeldbeiträge, welche auf Grund des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die 
Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 (Geſetzſamml. S. 298) zu eut⸗ 
richten find, werden, unbeſchadet des an die Verpflichtung geknüpften Anſpruchs auf Witwen- und Waiſengeld, 
vom 1. April 1888 ab nicht erhoben. 

995 Dieſe Paragraphen find infolge Aufhebung der Witwen- und Waiſengeldbeitrage gegenſtandslos 
geworden. 
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89. 

Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten zum 
Bezuge von Witwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witwengeldes für 
jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Beamten 
zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, ein Drittel des Witwengeldes 
für jedes Kind. 

§ 10. 

Witwen- und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den Betrag der Penſion 
überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein 
würde, wenn er am Todestag in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung werden das Witwen- und das Waiſengeld ver— 
hältnismäßig gekürzt. 

8 11. 

Bei dem Ausſcheiden eines Witwen- und Waiſengeldberechtigten erhöht ſich das 
Witwen- oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nächſtfolgenden Monat 
an inſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen Genuß der ihnen nach den §§ 8 bis 10 gebührenden 
Beträge befinden. 

8 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das nach 
Maßgabe der 88 8 und 10 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des Alters- 
unterſchiedes über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um ½)9 gekürzt. 

Auf den nach 8 9 zu berechnenden Betrag des Waiſengeldes find dieſe Kürzungen des 
Witwengeldes ohne Einfluß. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrage ½0 des nach Maßgabe der §§ 8 und 10 zu berechnenden 
Witwengeldes ſo lange hinzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht iſt. 


§ 12a. 

Iſt der Verſtorbene als Peuſionär im unmittelbaren preußiſchen Staatsdienſte wieder 
angeſtellt geweſen, ſo iſt bei der Berechnung des Witwen- und Waiſengeldes neben der aus 
der neuen Stellung zuſtändigen Penſion die alte Penſion bis zur Erreichung des in § 28 
Abſ. 2 des Penſiousgeſetzes vom 27. März 1872 gedachten Penſionsbetrags zu berückſichtigen. 

In den übrigen Fällen der Wiederanſtellung eines Penſionärs im Reichs- oder Staats⸗ 
dienſt im Sinne der §8 27 und 28 jenes Geſetzes iſt das Witwen- und Waiſengeld nach 
der aus Anlaß des Ansſcheidens des Verſtorbenen aus dem unmittelbaren preußiſchen 
Staatsdienſte feſtgeſetzten Penſion zu berechnen; jedoch ſind auf die fo ermittelten Beträge 
die den Hinterbliebenen aus der neuen Stellung des Verſtorbenen zuſtehenden Verſorgungs— 
anſprüche anzurechen, inſoweit die Hinterbliebenen ohne dieſe Anrechnung mehr beziehen 
würden, als ihnen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes bei Zugrundelegung des im 
Abſ. 1 gedachten Penſionsbetrags zuſtehen würde. 


8 13. 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem verſtorbenen 
Beamten innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen und die Eheſchließung zu 
dem Zwecke erfolgt iſt, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld haben die Witwe und die hinter⸗ 
bliebenen Kinder eines penftonierten Beamten aus ſolcher Ehe, welche erſt nach der Ver— 
ſetzung des Beamten in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


8 14. 

Stirbt ein zur Entrichtung von Witwen- und Waiſengeldbeiträgen verpflichteter Be— 
amter, welchem, wenn er am Todestag in den Ruheſtand verſetzt wäre, auf Grund des 
§ 7 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 eine Penſion hätte bewilligt werden können, 
ſo kann der Witwe und den Waiſen desſelben von dem Departementschef in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter Witwen- und Waiſengeld bewilligt werden. 

Stirbt ein zur Entrichtung von Witwen- und Waiſengeldbeiträgen verpflichteter Be⸗ 
amter, welchem nach den §§ 18 und 19 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 im Falle 
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ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand die Anrechnung gewiſſer Zeiten auf die in Betracht 
kommende Dienſtzeit hätte bewilligt werden können, ſo iſt der Departementschef in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter befugt, eine ſolche Anrechnung auch bei Feſtſetzung des 
Witwen- und Waiſengeldes zuzulaſſen. 

1 . 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe des 
Gnadenquartals. 

§ 16. 

Das Witwen- und Waifengeld wird monatlich im voraus gezahlt. Au wen die 
Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt der Departementschef, welcher die Befugnis zu 
ſolcher Beſtimmung auf die Provinzialbehörde übertragen kann. 

Nicht abgehobene Teilbeträge des Witwen- und Waiſengeldes verjähren binnen vier 
Jahren, vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zum Vorteil der Staatskaſſe.“) 


9 
Das Witwen- und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder abgetreten noch 
verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 


8 18. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes erliſcht: 
1. für 505 Berechtigten mit Ablauf des Monats, in welchem er ſich verheiratet 
oder ſtirbt; 
2. für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


819. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes ruht, wenn der Berechtigte 
das deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wiedererlangung desſelben. 


8 20. 

Mit den aus § 14 ſich ergebenden Maßgaben erfolgt die Beſtimmung darüber, ob 
und welches Witwen- und Waiſengeld der Witwe und den Waiſen eines Beamten zuſteht, 
durch den Departementschef, welcher die Befugnis zu ſolcher Beſtimmung auf die Provinzial⸗ 
behörde übertragen kann. 

Die Beſchreitung des Rechtswegs ſteht den Beteiligten offen, doch muß die Ent⸗ 
ſcheidung des Departementschefs der Klage vorhergehen und letztere ſodann bei Verluſt des 
Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem den Beteiligten die Entſcheidung des De⸗ 
partementschefs bekannt gemacht worden, erhoben werden. Der Verluſt des Klagerechts tritt 
auch dann ein, wenn nicht von den Beteiligten, über deren Anſpruch die Provinzialbehörde 
Entſcheidung getroffen hat, gegen dieſe Entſcheidung binnen gleicher Friſt die Beſchwerde 
an den Departementschef erhoben iſt. 


8 21. 
Die Vorſchriften 

1. der §8 10 und 12 des dänischen Penſionsgeſetzes vom 24. Februar 1858, 

2. des dritten Teils des kurheſſiſchen Staatsdienſtgeſetzes vom 8. März 1831, 

3. der 88 28 ff. des Staatsdieneredikts für das Fürſtentum Hohenzollern-Sigma⸗ 
ringen vom 20. Auguſt 1831 und der 58 26 ff. der Dienſtpragmatik für das 
Fürſtentum Hohenzollern-Hechingen vom 11. Oktober 1843 i 

treten für die Hinterbliebenen derjenigen Beamten, welche auf Grund des $ 23 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes aus der Landesanſtalt, der ſie ſeither angehörten, ausſcheiden, mit der Maßgabe 
außer Kraft, daß das denſelben zu bewilligende Witwen- oder Waiſengeld nicht hinter dem⸗ 
jenigen Betrage zurückbleiben darf, welcher ihnen nach den vorſtehend unter Ziffer 1 bis 3 
bezeichneten Vorſchriften aus der Staatskaſſe hätte bewilligt werden müſſen. 


8 22. 
Der Beitritt zu der allgemeinen Witwenverpflegungsanſtalt iſt den nach § 1 zur Ent⸗ 


richtung von Witwen- und Waiſengeldbeiträgen verpflichteten Beamten, ſowie den Beamten 
des Deutſchen Reichs nicht ferner geſtattet. 


*) Zu vergl. §§ 197 und 201 des B. G. B. 
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823.2) 

Diejenigen nach 81 zur Entrichtung von Witwen⸗ und Waiſengeldbeiträgen ver⸗ 
pflichteten Beamten, welche Mitglieder einer Militär⸗ oder Staatsbeamtenwitwenkaſſe oder 
einer ſonſtigen Veranſtaltung des Staates zur Verſorgung der Hinterbliebenen von Beamten 
und derſelben nicht erſt nach der Verkündigung dieſes Geſetzes beigetreten ſind, bleiben, 
wenn ſie binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch eine ſchriftliche 
Erklärung für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf das in den §8 7 ff. beſtimmte 
Witwen und Waiſengeld verzichten, von Entrichtung der im $ 3 beſtimmten Witwen- und 
Waiſengeldbeiträge befreit. Andernfalls ſind ſie berechtigt, aus der Landesanſtalt aus⸗ 
zuſcheiden. 

Dieſe Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf die Mitglieder der Beamten⸗ 
penſionskaſſen bei den vom Staate erworbenen Privateiſenbahnen einſchließlich der Unter⸗ 
ſtützungskaſſe der Angeſtellten der Cöln-Mindener Eiſenbahn, ferner der Berliner allgemeinen 
Witwenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe, ſowie auf diejenigen Beamten, welche wegen ihrer 
Angehörigkeit zu einer anderen Privatverſicherungsgeſellſchaft von der ihnen ſonſt obliegenden 
Verpflichtung zur Teilnahme an einer der im erſten Abſatze bezeichneten Anſtalten entbunden 
oder nach Anordnung ihrer vorgeſetzen Behörde zum Zwecke der Verſorgung ihrer Ehefrau 
für den Fall ihres Todes einer Privatverſicherungsgeſellſchaft beigetreten und noch zur Zeit 
des Inkrafttretens dieſes Geſetzes Mitglieder der Geſellſchaft ſind. 


9 24. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1882 in Kraft.““) 
Urkundlich uſw. a 


Anhang. 
Artikel VI und VII des Geſetzes vom 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 99) lauten: 


Artikel VI. 


Der Witwe und den Waiſen eines Beamten, welcher unter dem Vorbehalte des 
Widerrufs oder der Kündigung angeſtellt geweſen iſt, ohne eine in den Beſoldungsetats 
aufgeführte Stelle bekleidet zu haben, kann von dem Departementschef in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter Witwen- und Waiſengeld bis auf Höhe derjenigen Beträge bewilligt 
werden, welche ihnen zuſtehen würden, wenn der Beamte eine in den Beſoldungsetats auf⸗ 
geführte Stelle bekleidet hätte; der Witwe und den Waiſen eines ſolchen in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Beamten jedoch nur dann, wenn dieſem auf Grund des § 2 Abſ. 2 des Penſions⸗ 
geſetzes vom 27. März 1872 eine lebenslängliche Penſion bewilligt worden war. 


Artikel VII. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 


„) Vergl. Art. II, § 1 des Geſetzes, betr. den Erlaß der Witwen- und Waiſengeldbeträge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten, vom 28. März 1888 (Geſetzſamml. S. 48). 


Artikel II, 8 1 lautet: 


Verzichte auf Witwen⸗ und Waiſengeld, welche auf Grund des § 23 des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
erklärt find, dürfen bis zum 30. Juni 1888 einſchließlich widerrufen werden. Auf Rechtsnachfolger geht dieſe 
Befugnis nicht über. 5 

Die Friſt kann, ſoweit die dienſtlichen Verhältniſſe der Beteiligten es erfordern, von dem Departements: 
chef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter angemeſſen verlängert werden. 

*) Das Geſetz vom 1. Zunt 1897 iſt nach Artikel Il mit dem 1. April 1897 in Kraft getreten. 

Bezüglich der Novelle vom 27. Mat 1907 vergl. Anhang, Artikel VII. 


E. S. T0 
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II. 


Ausführungsanweiſung. 
Berlin, den 13. Juni 1907. 

Durch die Geſetze vom 27. Mai 1907, betreffend Abänderungen des Penſionsgeſetzes 
— Geſetzſamml. S. 95 — und wegen Abänderung des Hinterbliebenen-Fürſorgegeſetzes 
— Geſetzſamml. S. 99 — erhalten das Penſionsgeſetz und das Hinterbliebenenfürſorgegeſetz 
unter Berückſichtigung aller ergangenen Abänderungsgeſetze den in den Anlagen zuſammen— 
geſtellten Wortlaut. 

Zur Ausführung der genannten Geſetze vom 27. Mai 1907 werden folgende Erläute⸗ 
rungen und Anweiſungen erteilt: 


A. Gheſetz, betreffend Abänderungen des Penſiousgeſetzes. 

I. Für die Berechnung und Feſtſetzung der Penſionen find — abgeſehen von den 
Beſtimmungen im Artikel V (§ 19 Nr. 3) und im Artikel VI (§ 19a), welche die Anrechnung 
außerſtaatlicher Dienſtzeiten betreffen —, zwei wichtige materielle Anderungen gegenüber 
dem bisherigen Recht eingetreten: 

1. Die durch Artikel II (§ 8) erfolgte Abänderung der Penſionsabſtufung; 

2. die durch Artikel III (§ 16) getroffene Vorſchrift, daß die Dienſtzeit — ſowohl 
die Militär⸗, als auch die Zivildienſtzeit — vom Beginne des achtzehnten 
Lebensjahrs zu rechnen iſt. 


II. Für das Ruhen der Penſion und für die Penſionsregelung im Falle abermaliger 
Verſetzung in den Ruheſtand find durch die Vorſchriften in Artikel VIII (§ 27) und IX (8 28) 
in dreifacher Hinſicht Anderungen des bisherigen Rechtszuſtandes bewirkt: 

1. Die Kürzungsbeſtimmungen ſind auch auf die Fälle der Wiederanſtellung im 
1 eines anderen Bundesſtaats, im Kommunal- und Inſtitutendienſt aus— 
gedehnt; 

2. für die Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens ſind in 
Anlehnung an § 24 des Offizierpenſionsgeſetzes beſondere Vorſchriften getroffen, 
die eine Durchbrechung des bisherigen Grundſatzes bedeuten, nach welchem das 
tatſächliche Dienſteinkommen zu berückſichtigen war; 

3. in § 28 iſt vorgeſehen, daß dem Penſionäre nicht nur ſeine vorher erdiente Penſion 
erhalten bleiben muß, ſondern vielmehr eine fingierte Penſion, welche ſich für 
die Geſamtdienſtzeit aus dem der Feſtſetzung der alten Penſion zugrunde gelegten 
Dienſteinkommen ergibt. 


III. Für die Zahlung der Penſionen iſt durch Artikel VII (§ 25) angeordnet, daß in 
Zukunft die Penſionen — und zwar auch die bereits vor dem 1. April 1907 feſtgeſetzten 
(Art. XI Abſ. 6) — für jedes Kalendervierteljahr im voraus in einer Summe zu zahlen 
ſind. Dieſe Zahlung in Vierteljahrsbeträgen wird erſtmalig am 1. Juli 1907 ſtattzufinden 
haben. Die dafür erforderlichen Vorbereitungen ſind ſeitens der Zahlungsſtellen alsbald 
zu veranlaſſen. 

Solche Penſionen, deren Zahlung innerhalb eines Kalendervierteljahrs beginnt, ſind 
künftig bis zum Schluſſe des betreffenden Kalendervierteljahrs im voraus in einer Summe 
und von da ab weiter in vierteljährlichen Beträgen im voraus zu zahlen. 

IV. Als Gnadenbezug iſt an Stelle des bisherigen Guadenmonats das Gnadenviertel⸗ 
jahr getreten (Art. X — § 31 —). g 

Der Kreis der zum Gnadenbezuge berechtigten Perſonen iſt in der Weiſe ausgedehnt, 
daß das Gnadenvierteljahr 

1. allen legitimierten Nachkommen zuſteht, 
2. allen Verwandten der aufſteigenden Linie gewährt werden kann. 

In Abſatz 3 find die Vorausſetzungen für die fakultative Gewährung des Guaden⸗ 
vierteljahrs eingehender feſtgeſetzt als bisher. 

Dieſe veränderten Vorſchriften über die Gewährung des Gnadenvierteljahrs finden 
nach Artikel XI des Geſetzes auf die Hinterbliebenen aller Penſionäre Anwendung, deren 
Tod am 1. April 1907 oder ſpäter eingetreten iſt bezw. eintritt. Wegen der hiernach in 
den bereits eingetretenen Todesfällen erforderlichen Zahlungen iſt von der nach Artikel X 
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(8 31 Abſ. 2) zuständigen Behörde das Weitere alsbald zu veranlaſſen; ſofern in dieſen Fällen 
nach Ablauf des bisherigen Gnadenmonats bereits Witwen- oder Waiſengelder an die 
nunmehr zum Gnadenvierteljahre Berechtigten gezahlt worden ſind, werden dieſe Zahlungen 
auf den Betrag des Gnadenvierteljahrs in Anrechnung zu bringen ſein. 

V. Das Geſetz tritt allgemein mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft (Art. XI Abſ. 1). 

Hieraus ergibt ſich: 

1. daß die bereits feſtgeſetzten, auf geſetzlichem Anſpruche beruhenden Penſionen 
derjenigen Beamten, welche nach dem 1. April 1907 in den Ruheſtand getreten 
ſind, nach Maßgabe der neuen Vorſchriften durch eine die Penſionsnachweiſung 
ergänzende Verfügung anderweitig feſtzuſetzen und die ſich ergebenden Mehr— 
beträge für die verfloſſene Zeit alsbald nachzuzahlen ſind, 

2. daß diejenigen Beamten, welche zu oder vor dem 1. April 1907 in den Ruhe⸗ 
ſtand getreten ſind, nicht unter das Geſetz fallen. In dieſer Hinſicht beſtehen 
jedoch zwei Ausnahmen: 

a) in Artikel XI Abſatz 2 iſt für die Kriegsteilnehmer die anderweitige 
Feſtſetzung ihrer auf geſetzlichem Anſpruche beruhenden Penſionen gemäß 
der neuen Penſionsabſtufung — Art. II ($ 8) — unter Zugrundelegung 
ihres früheren penſionsfähigen Dienſteinkommens mit Wirkung vom 1. April 
1907 vorgeſchrieben und in gleicher Weiſe die Erhöhung der ihnen auf 
Grund des § 2 Abſatz 2 oder des § 7 des Geſetzes vom 27. März 1872 
bewilligten Penſionen zugelaſſen; 
nach Artikel XI Abſatz 3 finden die neuen Vorſchriften des § 27 auch auf 
die zu oder vor dem 1. April 1907 in den Ruheſtand getretenen Beamten 
Anwendung und ebenſo die neuen Vorſchriften des § 28, wenn die Beamten 
nach dem Inkrafttreten der Novelle aus den neuen Stellen ausſcheiden. 

Hierzu iſt erläuternd zu bemerken: 

Zu 1. Die erforderliche Umrechnung der bereits feſtgeſetzten, auf geſetzlichem Anſpruche 
beruhenden Penſionen der nach dem 1. April 1907 in den Ruheſtand getretenen Beamten 
hat von Amts wegen mit tunlichſter Beſchleunigung zu erfolgen und iſt Sache derjenigen 
Behörde, welche die Penſion ſeinerzeit feſtgeſetzt hat oder zu ihrer Feſtſetzung zuſtändig ge— 
weſen ſein würde, wenn nicht auf Grund der Beſtimmung zu Nr. 15 des Erlaſſes unſerer 
Herren Amtsvorgänger vom 29. Juli 1884 (Min Bl. f. d. i. V. S. 194) die Entſcheidung 
uns vorbehalten geblieben wäre, alſo vor allem auch in den Fällen der Verſetzung in den 
Ruheſtand auf dem in 88 89 ff. des Disziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. 
S. 465) vorgeſchriebenen Wege. 

Wegen etwaiger anderweiter Feſtſetzung der Penſionen, welche auf Grund des § 2 
Abſatz 2 oder des § 7 des Penſionsgeſetzes an ſolche Beamte bewilligt find, welche nach 
dem 1. April 1907 in den Ruheſtand getreten ſind, iſt, ſofern ein Bedürfnis zur Erhöhung 
vorliegt, von der letzten Dienſtbehörde beziehungsweiſe von derjenigen Behörde an uns zu 
berichten, welche zur Penſionsfeſtſetzung zuſtändig geweſen wäre, falls ein geſetzlicher An— 
ſpruch auf Penſion vorgelegen hätte. 

Zu 2a). Kriegsteilnehmer im Sinne dieſer geſetzlichen Vorſchrift iſt nicht nur jeder, 
dem ein Kriegsjahr bei der Penſionsfeſtſetzung angerechnet iſt, ſondern in entſprechender 
Auwendung der Bundesratsverordnung vom 24. April 1905 (Zentralblatt für das Deutſche 
Reich S. 101) jeder, der in einem der von deutſchen Staaten vor 1871 oder von dem 
Deutſchen Reiche geführten Kriege zu kriegeriſchen Zwecken die feindliche Grenze überschritten 
oder im eigenen bezw. verbündeten Lande an kriegeriſchen Operationen oder Kämpfen teil— 
genommen hat. 

Für die hiernach erforderliche Umrechnung der Penſionen der Kriegsteilnehmer gilt 
das vorſtehend „zu 1“ Bemerkte. g 

Um den danach zuſtändigen Behörden die Ermittelung derjenigen Fälle, in denen eine 
anderweite Feſtſetzung der Penſionen von Kriegsteilnehmern erforderlich iſt, zu erleichtern, 
ſind ihnen durch jede Regierung von den bei dieſer bezw. bei ihren Spezialkaſſen zur 
Zahlung gelangenden Penſionen die in Betracht kommenden Penſionsfälle liſtenweiſe mit— 
zuteilen. In dieſe Liſten ſind von der Regierung alle Penſionen aufzunehmen, bezüglich 
deren eine Erhöhung wegen Kriegsteilnahme in Frage kommt. Demgemäß ſind in die 
Liſten jedenfalls alle diejenigen noch zahlbaren Penſionen aufzunehmen, welche hinter 4/80 
des penſionsfähigen Dienſteinkommens zurückbleiben und bei deren Feſtſetzung ein Kriegs— 
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jahr in Anrechnung gebracht iſt. Soweit eine Kriegsteilnahme aus den Unterlagen nicht 
erſichtlich iſt, aber nach Lage des Falles vorliegen kann, iſt bei der nächſten Penſions⸗ 
zahlung durch Anfrage bei dem Penſionär eine entſprechende Aufklärung zu veranlaſſen. 
Die Liſten ſind bis zum 15. Juli d. Is. mitzuteilen, und zwar unter entſprechender An⸗ 
N der obigen Vorſchriften auch an die danach zuſtändigen Behörden der anderen 
Reſſorts. 

Zu 2b). Den neuen Vorſchriften in § 27 und § 28 iſt rückwirkende Kraft beigelegt, 
um den ſämtlichen Altpenſionären die aus der neuen Faſſung ſich ergebenden Vorteile 
(vergl. oben unter II 2 und 3) zuzuwenden und um ferner in den Fällen der anderweiten 
Feſtſetzung der Peuſionen bereits penſionierter Kriegsteilnehmer zu verhüten, daß dieſe bei 
einer Wiederanſtellung im Bundesſtaats-, Kommunal- oder Inſtitutendienſte günſtiger ſtehen 
als die erſt nach dem 1. April 1907 in den Ruheſtand tretenden Beamten. Un aber unter 
allen Umſtänden eine Schlechterſtellung der Altpenſionäre gegenüber ihrer bisherigen Rechts 
ſtellung auszuſchließen, iſt in Artikel XI Abſatz 4 ausdrücklich vorgeſchrieben, daß der den 
bereits penſionierten Beamten auf Grund des neuen Geſetzes zu zahlende Penſionsbetrag 
nicht hinter demjenigen zurückbleiben darf, welcher ihnen bei Anwendung der bisherigen 
Vorſchriften zuſtehen würde. Es iſt daher in jedem Falle der Wiederanſtellung oder wieder 
holten Penſionierung eines Altpenſionärs zu prüfen, ob ſeine Bezüge ſich nach den früheren 
oder nach den neuen Vorſchriften in § 27 und § 28 günſtiger berechnen. 


B. Geſetz wegen Abänderung des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes. 
I. Das Hinterbliebenenfürſorgegeſetz hat zu den SS 7, 8, 15 und 20 ſowie durch 
Einſchiebung eines neuen § 12a Anderungen erfahren. 
Zu $ 12a wird bemerkt: 


a) zu Abſ. 1: Falls der Verſtorbene als Staatspenſionär im unmittelbaren 
preußiſchen Staatsdienſte wiederangeſtellt geweſen war und eine neue Penſion 
gemäß § 28 Abſ. 1 des Penſionsgeſetzes erdient hatte, ſind die Hinterbliebenen⸗ 
bezüge von demjenigen Betrage zu berechnen, welcher ſich aus der in der neuen 
Stellung erdienten Penſion und aus demjenigen, Teile der alten Penſion zu 
ſammenſetzt, der dem Verſtorbenen zur Zeit ſeines Todes nach § 28 Abſ. 2 a. a. O. 
zu zahlen war oder im Falle ſeiner abermaligen Penſionierung hätte gezahlt 
werden müſſen; 
zu Abſ. 2: Falls der Staatspenſionär im Reichs-, Bundesſtaats-, Kommunal 
oder Inſtitutendienſt im Sinne des § 27 des Peuſionsgeſetzes wiederaugeſtellt 
geweſen war, ſo ſind 

1. die jedem Hinterbliebenen geſetzlich zuſtehenden Bezüge von der vollen, 

früher erdienten preußiſchen Staatspenſion zu berechnen, 

2. iſt feſtzuſtellen, welche Bezüge den einzelnen Hinterbliebenen auf Grund der 

Wiederanſtellung des Verſtorbenen von ſeiten des Reichs uſw. zuſtehen, 

3. iſt zu berechnen, welche Bezüge den einzeluen Hinterbliebenen zuſtehen 
würden, wenn der Verſtorbene auch die in ſeinem neuen Amte zugebrachte 

Dienſtzeit im preußiſchen Staatsdienſte zurückgelegt hätte und ſodann unter 

Zugrundelegung des für die Feſtſetzung der alten Staatspenſion maßgebend 

geweſenen Dienſteinkommens als Staatsbeamter penfioniert worden wäre. 

Inſoweit die Summe der zu 1 und 2 gedachten Bezüge bei dem einzelnen Berechtigten 
den für ihn zu 3 ermittelten Betrag überſteigt, iſt der für ihn zu 1 ermittelte, aus der 
Staatskaſſe zu zahlende Betrag zu kürzen. 1 

Falls im Laufe der Bezugszeit in den Bezügen eines der Hinterbliebenen eine Ande— 
rung eintritt, iſt die angegebene Berechnung erneut vorzunehmen. 

II. Außerhalb des Rahmens des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes iſt durch Artikel VI 
vorgeſehen, daß den Hinterbliebenen des im § 2 Abſatz 2 des Penſionsgeſetzes genannten 
Beamten — welche nicht unter $ 1 des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes fallen — Witwen⸗ 
und Waiſengeld in den Grenzen des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes gewährt werden kann. 
Wird eine ſolche Gewährung für angezeigt erachtet, ſo iſt an uns zu berichten, unter Dar⸗ 
legung der Würdigkeit und Bedürftigkeit des Verſtorbenen und ſeiner Hinterbliebenen. 

Verſtirbt ein einem anderen Reſſort angehörig geweſener Penſionär, dem eine lebens⸗ 
längliche Penſion auf Grund des $ 2 Abſatz 2 des Penſionsgeſetzes bewilligt war, ſo it 
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ſeitens der für die Penſionszahlung zuſtändigen Regierung an die zuſtändige Penſions⸗ 
feſtſetzungsbehörde Nachricht zu geben mit dem Anheimſtellen etwaiger weiterer Veranlaſſung 
gemäß Artikel VI. 


III. Das neue Geſetz tritt nach Artikel VII, wie das Abänderungsgeſetz zum Penftong- 
geſetz, mit Wirkung vom 1. April 1907 in Kraft. 

Hieraus ergibt ſich, daß die Bezüge der Hinterbliebenen derjenigen Beamten oder 
Penſionäre, welche vor dem 1. April 1907 geſtorben find, unverändert bleiben. 

Andererſeits kommt für die Bezüge der Hinterbliebenen der an oder nach dem 
1. April 1907 verſtorbenen Beamten oder Penſionäre eine Verbeſſerung ſowohl infolge 
der Abänderung des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes als auch infolge der Abänderung des 
Penſionsgeſetzes in Frage. 

In letzterer Beziehung iſt zu beachten, daß die der Berechnung der Hinterbliebenen— 
bezüge zu Grunde zu legende Penſion des Verſtorbenen nur dann auf Grund der neuen 
Vorſchriften des Penſionsgeſetzes zu ermitteln iſt, wenn der Verſtorbene ſich am 1. April 
1907 noch im aktiven Dienſte befand. Sofern der Verſtorbene bereits zu oder vor dem 
1. April 1907 in den Ruheſtand getreten war, kommt nur im Falle der Kriegsteilnehmer— 
ſchaft eine Berechnung feiner Penſion auf Grund des neuen § 8 des Penſionsgeſetzes in 
Betracht (Art. XI Abſ. 2 der Novelle zum Penſionsgeſetz). 

Die bereits feſtgeſetzten, auf geſetzlichem Anſpruche beruhenden Bezüge für die Hinter— 
bliebenen der ſämtlichen ſeit dem 1. April 1907 verſtorbenen Beamten und Penſionäre ſind 
demgemäß alsbald einer Nachprüfung zu unterwerfen und nötigenfalls anderweitig feſt— 
zuſetzen. 

Dabei iſt, ſoweit es ſich um die Hinterbliebenen von Penſionären handelt, zu beachten, 
daß dieſen gemäß Artikel XI Abſatz 5 der Novelle zum Penſionsgeſetze ein Gnadenviertel— 
jahr von der Penſion zuſteht und daher die Zahlung der Hinterbliebenenbezüge erſt nach 
Ablauf des Gnadenvierteljahrs beginnt (vergl. oben unter A IV). 


IV. In der monatlichen Zahlung der Hinterbliebenenbezüge iſt eine Anderung nicht 
eingetreten. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
(gez.) Freiherr von Rheinbaben. Im Auſtrage. 
1 10629 l. ung. II 6727. III 10930. — M d. J. 1a 4412. (gez.) von Kitzing. 
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